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Â 

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 30. November 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt
auch die Kosten des Revisionsverfahrens. Der Streitwert fÃ¼r das
Revisionsverfahren wird auf 9215,20 Euro festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten im Wege eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens Ã¼ber die
Abgabepflicht nach dem KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetz (KSVG).

2

Die KlÃ¤gerin ist Inhaberin einer literarischen Agentur. Sie bietet literarische Werke
von Autoren aus der russischen FÃ¶deration, WeiÃ�russland und der Ukraine in
Deutschland und im Ausland ansÃ¤ssigen Verlagen an: Der Autor verfasst zu
diesem Zweck ein ExposÃ©, das er der KlÃ¤gerin Ã¼bersendet, die es dann
regelmÃ¤Ã�ig in die englische Sprache Ã¼bersetzen lÃ¤sst und nach eigener
PrÃ¼fung an ausgewÃ¤hlte Verlage verschickt. Bei Interesse eines Verlags leitet sie
ggf ein vom Verlag unterbreitetes Publikationsangebot an den Autor weiter. Nach
Absprache mit dem Autor verhandelt die KlÃ¤gerin die VertrÃ¤ge, die zwischen
Autor und Verlag abgeschlossen werden. Sie erhÃ¤lt bei Vertragsabschluss von dem
Autor eine zuvor mit ihm vereinbarte Provision. Die Honorare werden direkt durch
die Verlage an die Autoren gezahlt. In einigen FÃ¤llen Ã¼bernimmt die KlÃ¤gerin
auch das Inkasso des Honorars und Ã¼berweist es nach Abzug ihrer Provision an
den Autor. In den von der KlÃ¤gerin mit den Autoren geschlossenen, im Rechtsstreit
beispielhaft vorgelegten â��VertretungsvertrÃ¤genâ�� wurde sie vom Autor
exklusiv fÃ¼r einen bestimmten Zeitraum beauftragt, das Werk zu prÃ¤sentieren
und bevollmÃ¤chtigt, in allen Angelegenheiten, die sich aus dem Vertrag ergeben,
im Namen des Autors zu handeln. In den zwischen Autoren und Verlagen
geschlossenen â��LizenzvertrÃ¤genâ�� bevollmÃ¤chtigt der Autor die KlÃ¤gerin, in
allen Angelegenheiten in Verbindung mit diesem Vertrag in seinem Namen zu
handeln.

3

Mit Bescheid vom 10.5.2010 stellte die beklagte KÃ¼nstlersozialkasse (KSK) die
Abgabepflicht der KlÃ¤gerin nach Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 1 KSVG als â��sonstiger
Verlagâ�� fest. Die Beklagte schÃ¤tzte die KÃ¼nstlersozialabgabe (KSA) fÃ¼r die
Jahre 2005 bis 2009 und setzte die Vorauszahlungen fÃ¼r Januar 2010 bis Februar
2011 fest. Dem widersprach die KlÃ¤gerin. Daraufhin Ã¤uÃ�erte die Beklagte mit
Bescheid vom 22.9.2010, dass ein abgabepflichtiges Unternehmen nach Â§ 24 Abs
1 S 1 Nr 3 KSVG vorliege, weil der wesentliche Unternehmenszweck darauf gerichtet
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sei, fÃ¼r die AuffÃ¼hrung oder Darbietung kÃ¼nstlerischer oder publizistischer
Werke oder Leistungen zu sorgen. Unter Zugrundelegung dieser geÃ¤nderten
Rechtsansicht setzte die Beklagte ua mit Bescheid vom 19.9.2011 die KSA fÃ¼r die
Jahre 2005 bis 2009 und die Vorauszahlungen von Januar 2011 bis Februar 2011
fest.

4

Mit Bescheid vom 5.1.2012 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin vom
26.10.2011 ab, den Bescheid vom 10.5.2010 idF des Ã�nderungsbescheides vom
22.9.2010 nach Â§ 44 SGB X zurÃ¼ckzunehmen. Der hiergegen gerichtete
Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 23.2.2012).

5

Nachdem die KlÃ¤gerin den Rechtsstreit auf die fehlende Abgabepflicht dem
Grunde nach reduziert hatte, hat das SG die Klage abgewiesen (Urteil vom
26.2.2015). Die hiergegen gerichtete Berufung ist beim LSG erfolglos geblieben: Ein
Anspruch auf RÃ¼cknahme der bestandskrÃ¤ftigen Bescheide nach Â§ 44 Abs 1 S 1
SGB X bestehe nicht. Zutreffend habe die Beklagte ihre Ansicht dahin revidiert, dass
die KlÃ¤gerin keinen sonstigen Verlag oder eine Verlagsagentur nach Â§ 24 Abs 1 S
1 Nr 1 KSVG betreibe. Die Abgabepflicht ergebe sich hingegen als sonstiges
Unternehmen nach Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG, das geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�ig auf die
Darbietung von publizistischen Werken ausgerichtet sei. DafÃ¼r mÃ¼sse das
Unternehmen nur â��mittelbarâ�� den Zweck verfolgen, kÃ¼nstlerische Werke
darzubieten, wenn es deren AuffÃ¼hrung durch Dritte erreichen wolle. FÃ¼r die
Abgabepflicht genÃ¼ge bereits, wenn das Unternehmen Kontakte zwischen
KÃ¼nstlern und Endabnehmern herstelle oder fÃ¶rdere. Der Senat Ã¼bertrage die
schon fÃ¼r andere kÃ¼nstlerische Leistungen vom BSG entwickelten GrundsÃ¤tze
auf die der Literaturagentur der KlÃ¤gerin. Die VermittlungstÃ¤tigkeit ermÃ¶gliche
die Ã�berwindung der Sprachbarrieren sowie der mangelnden Erfahrung der
Autoren bei der VerÃ¶ffentlichung der literarischen Werke. Die TÃ¤tigkeit
beschrÃ¤nke sich nicht auf die eines bloÃ�en â��Vermittlungswerkzeugsâ��, da die
KlÃ¤gerin die Autoren eingehend berate und sie vertraglich auch in allen
Angelegenheiten im Namen der Autoren handeln dÃ¼rfe. Ob die von der Beklagten
zugrunde gelegte Berechnung der KSA der HÃ¶he nach zutreffend sei, kÃ¶nne
dahinstehen. Aus Â§ 25 Abs 1 KSVG folge jedenfalls keine andere Beurteilung der
Abgabepflicht. Es komme entscheidend darauf an, ob die KlÃ¤gerin Ã¼ber einen
Gelegenheitsnachweis hinausgehende Leistungen iS von Â§ 25 Abs 3 S 2 Nr 2 KSVG
erbringe. Dann seien Entgelte fÃ¼r kÃ¼nstlerische oder publizistische Werke oder
Leistungen abgabepflichtig. Dies fÃ¼hre hier zu dem unwirtschaftlichen Ergebnis,
dass die KSA nicht nur auf die gezahlten Provisionen, sondern auf alle aus dem
Lizenzvertrag an die Autoren gezahlten Entgelte zu entrichten seien, weil die
KlÃ¤gerin die Autoren Ã¼berwiegend an nicht abgabepflichtige auslÃ¤ndische
Verlage vermittle. Daraus kÃ¶nne aber nicht gefolgert werden, dass hier gar keine
Abgabepflicht bestehe. Die Feststellung der Abgabepflicht sei auch dann
gerechtfertigt, wenn die konkret gewÃ¤hlte Betriebsweise keine nach Â§ 25 KSVG
abgabepflichtigen GeschÃ¤fte hervorbringe (Urteil vom 30.11.2017).
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6

Hiergegen richtet sich die Revision der KlÃ¤gerin: Das LSG habe rechtsirrig ihr
Unternehmen nach Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG als abgabepflichtig eingestuft und
ihren Anspruch nach Â§ 44 Abs 1 S 1 SGB X verletzt. Das Unternehmen sei nicht
Ã¼berwiegend auf die Darbietung publizistischer Werke gerichtet. Sie (die
KlÃ¤gerin) habe keinen rechtlichen und tatsÃ¤chlichen Einfluss darauf, ob, wann
und wie literarische Werke verÃ¶ffentlicht werden. Die vermittelten LizenzvertrÃ¤ge
fielen nicht in den Anwendungsbereich des KSVG. Entgegen der Ansicht des LSG
sorgten allein die Verlage fÃ¼r die VerÃ¶ffentlichung der Werke. Endabnehmer
seien nicht die Verlage, sondern die Leser. Ihre TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nke sich auf die
Moderation und Vermittlung einer geschÃ¤ftlichen Beziehung zwischen Autor und
Verlag und unterliege daher auch nicht der Abgabepflicht (Hinweis auf BSG Urteil
vom 16.9.1999 â�� B 3 KR 7/98 R â�� Juris). Der wesentliche Zweck des
klÃ¤gerischen Unternehmens bestehe im Kern lediglich darin, Gelegenheiten zum
Abschluss eines Vertrages zwischen auslÃ¤ndischen Autoren und auslÃ¤ndischen
Verlagen zu vermitteln. Das von ihr bezogene Entgelt bestehe ausschlieÃ�lich in der
Vermittlungsprovision, wÃ¤hrend die Verwertung des literarischen Werkes durch die
publizierenden Verlage erfolge. Es liege nicht in ihrer Macht, ob zwischen Autor und
Verlag ein Vertrag zustande komme oder das Werk erscheine. Anders als im vom
BSG entschiedenen Fall des Betreibens einer Musikschule (BSG Urteil vom
30.9.2015 â�� B 3 KS 1/14 R â�� SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17) schaffe sie auch keine
Organisationsstruktur, ohne die die Publikation der Werke typischerweise nicht
erfolgen kÃ¶nne, selbst wenn sie auf dem Gebiet der russischen Sprache Ã¼ber
eine besondere Expertise verfÃ¼ge. Das Sorgen fÃ¼r die Darbietung literarischer
Werke sei nicht wesentlicher Zweck des Unternehmens, sondern allenfalls Annex.
Im Ã�brigen habe das LSG Ã¼bersehen, dass bei VertrÃ¤gen mit ausschlieÃ�lich
auslÃ¤ndischen Autoren und solchen Verlagen Ã¼berhaupt keine Abgabepflicht
nach dem KSVG bestehe. Die verfassungs- und europarechtskonforme Auslegung
von Â§Â§ 24, 25 KSVG erfordere daher ihre (der KlÃ¤gerin) Herausnahme aus der
Abgabepflicht nach dem KSVG. Die HÃ¶he der entrichteten KSA sei
existenzbedrohend und habe erdrosselnde Wirkung. WÃ¤hrend sie einerseits vom
Autor lediglich Maklerprovision erhalte, mÃ¼sse sie andererseits auf alle Entgelte
KSA zahlen, die der Verlag dem Autor gewÃ¤hre. Dies fÃ¼hre zu einer
ungerechtfertigten Ungleichbehandlung iS von Art 3 Abs 1 GG im Vergleich mit
Literaturagenten, die Autoren an deutsche Verlage vermittelten und nicht
abgabepflichtig seien. SchlieÃ�lich verstoÃ�e die Abgabepflicht auch gegen Art 18
AEUV, weil eine InlÃ¤nderdiskriminierung der eigenen StaatsangehÃ¶rigen
gegenÃ¼ber UnionsbÃ¼rgern vorliege.

7

Die KlÃ¤gerin beantragt,

1. die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30. November
2017 und des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 26. Februar 2015 aufzuheben, und die
Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide vom 19. September 2011 (teilweise) und
vom 5. Januar 2012, beide in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.
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Februar 2012, zu verpflichten, den Bescheid vom 10. Mai 2010 in der Gestalt des
Ã�nderungsbescheides vom 22. September 2010 Ã¼ber die Feststellung der
Abgabepflicht der KlÃ¤gerin nach dem KSVG dem Grunde nach zurÃ¼ckzunehmen,

2. hilfsweise, das vorgenannte Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und die
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Gericht
zurÃ¼ckzuverweisen.

8

Die Beklagte beantragt, die Revision der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

9

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

II

10

Die Revision der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet und war daher zurÃ¼ckzuweisen. Das
LSG hat die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das klageabweisende Urteil des SG zu
Recht zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin unterliegt als Betreiberin einer literarischen
Agentur der Abgabeplicht von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG dem Grunde nach.

11

1. Das LSG hat den Streitgegenstand der zu erhebenden Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs 4 SGG; vgl Keller in Meyer/Ladewig/ders/Leitherer,
SGG, 12. Aufl 2017, Â§ 54 RdNr 20c mwN) in revisionsrechtlich nicht zu
beanstandender Weise auf die ZurÃ¼cknahme der bestandskrÃ¤ftigen Bescheide
im Ã�berprÃ¼fungsverfahren (Â§ 44 SGB X) wegen der Abgabepflicht der KlÃ¤gerin
dem Grunde nach beschrÃ¤nkt. Die EinschrÃ¤nkung des Streitgegenstands auf so
genannte Erfassungsbescheide, mit denen allein die ZugehÃ¶rigkeit eines
Unternehmens zum Kreis der Abgabepflichtigen nach dem KSVG festgestellt wird,
ist zulÃ¤ssig (vgl nur BSGE 64, 221, LS und S 222 = SozR 5425 Â§ 24 Nr 2 LS und S
5; BSG SozR 3-5425 Â§ 24 Nr 5 S 29 mwN). Die Trennung der Erfassung der
Abgabepflicht dem Grunde nach von der (erst mit Zahlung von Entgelt
entstehenden) Pflicht zu Entrichtung von KSA lÃ¤sst es zu, eine besondere
Feststellung (Vorabentscheidung) Ã¼ber die Abgabepflicht zu treffen (vgl BSGE 64,
221, 223 = SozR 5425 Â§ 24 Nr 2 S 5).

12

Im Streit stehen daher zulÃ¤ssigerweise nur die Bescheide, mit denen die Beklagte
die GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als ein dem KSVG dem Grunde nach der
Abgabepflicht unterliegendes Unternehmen festgestellt und die ZurÃ¼cknahme
dieser Bescheide abgelehnt hat (Bescheide vom 19.9.2011 â�� teilweise â�� und
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vom 5.1.2012, Widerspruchsbescheid vom 23.2.2012 sowie die bestandskrÃ¤ftigen
Bescheide vom 10.5.2010 und vom 22.9.2010).

13

2. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung der ZurÃ¼cknahme der
bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheide ist Â§ 44 Abs 1 S 1 SGB X, der auch im
Verwaltungsverfahren des KSVG anwendbar ist (Â§ 36a KSVG, vgl nÃ¤her BSG SozR
3-5425 Â§ 2 Nr 11 S 44; BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 14 RdNr 12).

14

Nach Â§ 44 Abs 1 S 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit ua zurÃ¼ckzunehmen, soweit
sich im Einzelfall ergibt, dass bei seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt oder
von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und
soweit deshalb BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind. Der Anwendungsbereich
der Vorschrift erfasst damit auch Beitrags- bzw Abgabebescheide sowie alle
Verwaltungsakte, soweit die vollstÃ¤ndige oder teilweise Erhebung eines Beitrags
auf ihm beruht. DafÃ¼r ist die Feststellung der grundsÃ¤tzlichen Beitrags- bzw
Abgabepflicht in einem Erfassungsbescheid ausreichend (vgl auch BSG SozR 4-5425
Â§ 24 Nr 14 RdNr 12; BSG SozR 3-5425 Â§ 2 Nr 11 S 44), so dass der
Anwendungsbereich von Â§ 44 Abs 1 S 1 SGB X hier erÃ¶ffnet ist.

15

3. Die Beklagte hat das Recht im vorstehend dargestellten Sinne nicht unrichtig
angewandt, da die KlÃ¤gerin ein abgabepflichtiges Unternehmen mit dem
GeschÃ¤ftsmodell der professionellen Vermarktung publizistischer Werke betreibt.
Es handelt sich um ein sonstiges Unternehmen iS von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG
(idF des Gesetzes vom 13.6.2001, BGBl I 1027, im Folgenden zitiert). Die
Abgabepflicht nach dem Katalog von Â§ 24 Abs 1 KSVG knÃ¼pft an typische Kunst-
bzw Publizistik verwertende Unternehmen an (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 20
RdNr 22; vgl auch BVerfGE 75, 108, 161 = SozR 5425 Â§ 1 Nr 1 S 14). Die Beklagte
hat ihre zunÃ¤chst vertretene Rechtsansicht daher zutreffend revidiert, dass die
KlÃ¤gerin weder eine Verlagsagentur noch einen sonstigen Buchverlag nach Â§ 24
Abs 1 S 1 Nr 1 KSVG betreibt.

16

a) Nach dem Katalogtatbestand von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG sind zur KSA
Unternehmer verpflichtet, die eine Theater-, Konzert- und Gastspieldirektion sowie
sonstige Unternehmen betreiben, deren wesentlicher Zweck darauf gerichtet ist,
fÃ¼r die AuffÃ¼hrung oder Darbietung kÃ¼nstlerischer oder publizistischer Werke
oder Leistungen zu sorgen (Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 Halbs 1 KSVG) und nicht nur eine
gelegentliche Erteilung von AuftrÃ¤gen an selbststÃ¤ndige KÃ¼nstler oder
Publizisten vorliegt (Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 Halbs 2 iVm Abs 2 KSVG).
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17

Das LSG hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise festgestellt, dass
das Unternehmen der KlÃ¤gerin darauf ausgerichtet ist, mittelbar â�� im Rahmen
der VermittlungstÃ¤tigkeit â�� fÃ¼r die Darbietung publizistischer Werke zu
sorgen. Diese TÃ¤tigkeit ist ausreichend, um die Abgabepflicht der KlÃ¤gerin als
sonstiges Unternehmen nach Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG dem Grunde nach zu
begrÃ¼nden (vgl BSGE 74, 117, 123 = SozR 3-5425 Â§ 24 Nr 4 S 19).

18

b) Der Senat hat bereits entschieden, welche Anforderungen an die hier lediglich in
Betracht kommende Variante des Sorgens fÃ¼r die Darbietung publizistischer
Werke oder Leistungen iS von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG zu stellen sind. Publizist
ist, wer als Schriftsteller, Journalist oder in anderer Weise publizistisch tÃ¤tig ist
oder Publizistik lehrt (Â§ 2 S 2 KSVG, vgl dazu BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 19 RdNr
26). Unter der â��Darbietungâ�� ist die allgemeine Verbreitung bzw ErmÃ¶glichung
der Kenntnisnahme publizistischer Werke oder Leistungen zu verstehen. Zudem
muss das Sorgen fÃ¼r die Verbreitung publizistischer Werke oder Leistungen auch
einen â��wesentlichenâ�� Zweck des Unternehmens iS von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3
KSVG darstellen (vgl BSG SozR 4-5424 Â§ 24 Nr 4 RdNr 18). Der Senat hat den
Begriff des wesentlichen Zwecks des sonstigen Unternehmens bei der AuffÃ¼hrung
oder Darbietung kÃ¼nstlerischer Werke oder Leistungen â�� in Abgrenzung der
Begriffe des â��Ã¼berwiegendenâ�� Zwecks bzw des â��Hauptzwecksâ�� â��
dahin interpretiert, dass die Abgabepflicht schon dann erfÃ¼llt ist, wenn der
wesentliche Zweck der gesamten UnternehmenstÃ¤tigkeit darauf ausgerichtet ist
(vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 4 RdNr 18). Der maÃ�gebliche Grund hierfÃ¼r ist,
dass Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG nur die typischen professionellen Verwerter
kÃ¼nstlerischer oder publizistischer Werke oder Leistungen erfassen soll, zu deren
wesentlichem GeschÃ¤ftsinhalt die AuffÃ¼hrung oder Darbietung von Kunst oder
Publizistik gerichtete TÃ¤tigkeiten zÃ¤hlen (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 9 RdNr
23). Derartiges ist hier zu bejahen.

19

c) Nach den im Revisionsverfahren mit VerfahrensrÃ¼gen nicht angegriffenen
Feststellungen des LSG, die fÃ¼r den Senat daher bindend sind (Â§ 163 SGG), liegt
der wesentliche GeschÃ¤ftsinhalt des Unternehmens der KlÃ¤gerin darin, fÃ¼r die
Verbreitung oder die ErmÃ¶glichung der Kenntnisnahme der publizistischen Werke
oder Leistungen der Autoren durch die Vermittlung an Verlage zu sorgen. AuÃ�er
Streit stehen Ã¼berdies, dass die KlÃ¤gerin diese TÃ¤tigkeit regelmÃ¤Ã�ig und
nicht nur gelegentlich im Sinne einer geringen TÃ¤tigkeit iS von Â§ 24 Abs 2 KSVG
abwickelt.

20

aa) Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats werden vom Katalog der
abgabepflichtigen Unternehmen nach Â§ 24 Abs 1 KSVG auch solche
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unternehmerischen AktivitÃ¤ten erfasst, die auf Kommissions- oder
VermittlungsgeschÃ¤fte beschrÃ¤nkt werden. Der Senat hat dies bereits im
Einzelfall fÃ¼r einen Kunstverein entschieden, der durch Ausstellungen
regelmÃ¤Ã�ig den Verkauf kÃ¼nstlerischer Werke fÃ¶rderte und die Werke unter
Einbehalt eines Provisionsanteils im Namen der Mitglieder des Vereins
verÃ¤uÃ�erte (BSG SozR 3-5425 Â§ 24 Nr 5). Die am Beispiel des Kunsthandels (Â§
24 Abs 1 S 1 Nr 6 KSVG) entwickelten GrundsÃ¤tze hat der Senat spÃ¤ter
allgemeine Bedeutung beigemessen fÃ¼r alle Unternehmen, die vom Katalog des 
Â§ 24 Abs 1 KSVG erfasst werden (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 25
(Betreiben einer Musikschule)). Hiervon hat der Senat lediglich die bloÃ�e â�� hier
nicht festgestellte â�� Selbstvermarktung von kÃ¼nstlerischen Leistungen
ausgenommen, dh wenn ohne jedwede Zwischenschaltung eines Dritten (des
Vermarkters) vom KÃ¼nstler unmittelbar gegenÃ¼ber dem Endabnehmer die
kÃ¼nstlerische Leistung erbracht wird, nicht hingegen dann, wenn der KÃ¼nstler
die Organisationsstruktur eines Dritten einschaltet und fÃ¼r sich nutzt (vgl BSG
SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 24 und 26). Ein Fall im letztgenannten Sinne liegt
hier aber vor.

21

bb) Nach gefestigter Rechtsprechung des Senats kommt es fÃ¼r die Abgabepflicht
dem Grunde nach nach Â§ 24 Abs 1 KSVG auch nicht darauf an, in welcher
Handelsform die abgabepflichtigen TÃ¤tigkeiten nach dem KSVG betrieben werden.
Das KSVG hat die Vermarktung von Kunst bzw Publizistik immer im Zusammenhang
mit KommissionsgeschÃ¤ften gesehen (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 23; 
BSGE 74, 117, 122 = SozR 3-5425 Â§ 24 Nr 4 S 18), da im Kunsthandel hÃ¤ufig
KommissionsgeschÃ¤fte abgewickelt werden.

22

4. Die Regelung des Â§ 25 KSVG betrifft zwar systematisch nicht die Abgabepflicht
dem Grunde nach, sondern die Bestimmung der Entgelte als Bemessungsgrundlage
fÃ¼r die Berechnung der KSA der HÃ¶he nach. Sie lÃ¤sst im Bereich der
Vermittlungs- und KommissionsgeschÃ¤fte aber gleichwohl auch RÃ¼ckschlÃ¼sse
auf die Abgabepflicht dieser GeschÃ¤fte im Einzelfall zu (vgl BSG Urteil vom
16.9.1999 â�� B 3 KR 7/98 R, Juris RdNr 17). Dies ist bedeutsam fÃ¼r
Konstellationen, in denen es um Abgrenzungsfragen bei der bloÃ�en Vermittlung
eines Kontaktes bzw bei reinen Vertretungshandlungen als nicht abgabepflichtige
GeschÃ¤fte geht. Sofern zur Bemessungsgrundlage auch die Entgelte aus
bestimmten VertretungsgeschÃ¤ften mit kÃ¼nstlerischen und publizistischen
Werken zÃ¤hlen, muss derjenige, der solche GeschÃ¤fte regelmÃ¤Ã�ig abschlieÃ�t,
auch abgabepflichtiger Unternehmer iS des Â§ 24 KSVG sein. Das â�� hier streitige
â�� Entstehen der Abgabepflicht nach Â§ 24 Abs 1 KSVG knÃ¼pft allein an die
generelle Typik von Unternehmen der professionellen Kunst- bzw
Publizistikvermarktung an, selbst wenn im Einzelfall keine abgabepflichtigen
UmsÃ¤tze erzielt worden sind (vgl BSG aaO, Juris RdNr 19 f).

23
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a) GemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs 1 KSVG sind Bemessungsgrundlage der KSA die Entgelte
fÃ¼r kÃ¼nstlerische oder publizistische Werke oder Leistungen, die ein nach Â§ 24
Abs 1 oder 2 KSVG zur Abgabe Verpflichteter im Rahmen der dort aufgefÃ¼hrten
TÃ¤tigkeiten im Laufe eines Kalenderjahres an selbststÃ¤ndige KÃ¼nstler oder
Publizisten zahlt, auch wenn diese selbst nach diesem Gesetz nicht
versicherungspflichtig sind. Bemessungsgrundlage sind damit auch die Entgelte, die
ein selbst nicht abgabepflichtiger Dritter fÃ¼r kÃ¼nstlerische oder publizistische
Werke oder Leistungen zahlt, die fÃ¼r einen zur Abgabe Verpflichteten erbracht
werden. Entgelt iS des Â§ 25 Abs 1 KSVG ist nÃ¤mlich alles, was der zur Abgabe
Verpflichtete aufwendet, um das Werk oder die Leistung zu erhalten oder zu nutzen,
abzÃ¼glich der in einer Rechnung oder Gutschrift gesondert ausgewiesenen
Umsatzsteuer (Â§ 25 Abs 1 S 1 und 2, Abs 2 S 1 KSVG).

24

Entgelt in diesem Sinne ist auch der Preis, der dem KÃ¼nstler oder Publizisten aus
der VerÃ¤uÃ�erung seines Werkes im Wege eines KommissionsgeschÃ¤fts fÃ¼r
seine eigene Leistung zusteht (Â§ 25 Abs 3 S 1 KSVG). Dies gilt entsprechend, wenn
ein nach Â§ 24 Abs 1 KSVG zur Abgabe Verpflichteter den Vertrag im Namen des
KÃ¼nstlers oder Publizisten mit einem Dritten oder im Namen eines Dritten mit
dem KÃ¼nstler oder Publizisten abgeschlossen hat (Â§ 25 Abs 3 S 2 Nr 1 KSVG)
oder den KÃ¼nstler oder Publizisten an einen Dritten vermittelt und fÃ¼r diesen
dabei Leistungen erbringt, die Ã¼ber einen Gelegenheitsnachweis hinausgehen (Â§
25 Abs 3 S 2 Nr 2 KSVG), es sei denn, der Dritte ist selbst zur Abgabe verpflichtet
(Â§ 25 Abs 3 S 2 letzter Halbs KSVG).

25

b) Da das LSG bindend festgestellt hat, dass die KlÃ¤gerin den Abschluss von
VertrÃ¤gen zwischen den Autoren und den Verlagen vermittelt, kommt hier lediglich
der Tatbestand von Â§ 25 Abs 3 S 2 Nr 2 KSVG in Betracht. Mit dieser durch das 2.
KSVG-Ã�nderungsgesetz (vom 13.6.2001, BGBl I 1027) getroffenen Regelung wurde
klargestellt, dass auch Zahlungen Dritter an KÃ¼nstler oder Publizisten aufgrund
von â��VermittlungsgeschÃ¤ftenâ�� fÃ¼r den abgabepflichtigen Vermittler zur
Bemessungsgrundlage zÃ¤hlen, wenn Leistungen erbracht werden, die Ã¼ber einen
bloÃ�en Gelegenheitsnachweis, also die bloÃ�e Benennung einer
KontaktmÃ¶glichkeit hinausgehen, wie zB Planung, Organisation, Verpflichtung der
KÃ¼nstler und Auszahlung der Honorare (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 34
mwN).

26

Die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin Ã¼berschreitet â�� unter Zugrundelegung der vom
LSG festgestellten, beispielhaft, aber reprÃ¤sentativ vorgelegten VertrÃ¤ge â�� das
MaÃ� des bloÃ�en Benennens einer KontaktmÃ¶glichkeit im Sinne eines
Gelegenheitsnachweises. Als versierte Literaturagentin verfÃ¼gt die KlÃ¤gerin
Ã¼ber eine besondere Expertise, mit der sie Publizistik professionell vermarktet.
Die vom GeschÃ¤ftsmodell umfassten TÃ¤tigkeiten betreffen die Veranlassung der

                             9 / 14

https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/24.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/24.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/24.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/25.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202001,%201027


 

Ã�bersetzung, die qualitative EinschÃ¤tzung und Auswahl der von den Autoren
eingesandten ExposÃ©s bzw Manuskripte, die Vertragsberatung, sowie auch die
teilweise InkassotÃ¤tigkeit der Autorenhonorare unter Abzug ihrer eigenen
Provision. Diese TÃ¤tigkeiten entsprechen zwar nicht dem nur auf Waren und
Wertpapiere bezogenen Kommissionsvertrag iS von Â§ 383 HGB. Das KSVG ist
hingegen auf GegenstÃ¤nde des kÃ¼nstlerischen bzw publizistischen Bereichs
bezogen, wie zB GemÃ¤lde, BÃ¼cher oder auch auf Urheberrechte. Â§ 25 Abs 3 S 2
Nr 1 und Nr 2 KSVG erfasst daher solche Entgelte fÃ¼r kÃ¼nstlerische bzw
publizistische Werke, die ein KÃ¼nstler aufgrund eines Kommissions- oder
VermittlungsgeschÃ¤fts erhÃ¤lt, wenn dieses Ã¼ber den reinen
Gelegenheitsnachweis hinausgeht (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 34 ff, 38,
auch zur Gesetzeshistorie der Norm). Das ist unter BerÃ¼cksichtigung der vom LSG
festgestellten VertrÃ¤ge und den daraus entnommenen TÃ¤tigkeiten bei der
KlÃ¤gerin der Fall.

27

5. Auf welche tatsÃ¤chlichen Entgelte aus konkreten VermittlungstÃ¤tigkeiten die
KlÃ¤gerin KSA entrichten muss, die die Autoren als Honorare fÃ¼r ihre Werke
erhalten (Â§ 25 Abs 3 S 2 Nr 2 KSVG) und fÃ¼r die die KlÃ¤gerin meldepflichtig
nach Â§ 27 Abs 1 S 1 KSVG ist, muss vom Senat vorliegend nicht entschieden
werden. Der Rechtsstreit ist â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� in revisionsrechtlich
nicht zu beanstandender Weise in den Vorinstanzen auf den Streit um die
Abgabepflicht dem Grunde nach beschrÃ¤nkt worden und daher stehen
Abrechnungsbescheide nicht zur Ã�berprÃ¼fung. Der Senat hÃ¤tte nach den
bindenden Feststellungen des LSG im Ã�brigen auch keinen kompletten Ã�berblick
Ã¼ber alle GeschÃ¤ftsbeziehungen der KlÃ¤gerin und die jeweilige
Vertragsgestaltung im Einzelnen. Die Feststellungen des LSG beziehen sich hier
lediglich auf beispielhaft festgestellte (Muster-)VermittlungsvertrÃ¤ge, die auch â��
aber nicht nur â�� so genannte â��AuslandsgeschÃ¤fteâ�� mit umfassen.

28

Da die KlÃ¤gerin ihre Argumentation zur mangelnden Abgabepflicht im
Wesentlichen auf solche â��AuslandsgeschÃ¤fteâ�� stÃ¼tzt, ist ergÃ¤nzend erneut
klarzustellen, dass es fÃ¼r das Entstehen der Abgabepflicht allein auf die Typik des
Unternehmens iS von Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG ankommt. Welche konkreten
VermittlungsgeschÃ¤fte im Rahmen dieser typischen UnternehmenstÃ¤tigkeit
durchgefÃ¼hrt werden, ist erst auf der zweiten Stufe der Berechnung der
Bemessungsgrundlage fÃ¼r die abgabepflichtigen TÃ¤tigkeiten von Relevanz.
Vorliegend ist aber bedeutsam, dass die KlÃ¤gerin als in Deutschland ansÃ¤ssige
Publizistikvermarkterin nach den bindenden Feststellungen des LSG literarische
Werke â��jedenfalls auchâ�� deutschen Verlagen anbietet. In solchen FÃ¤llen liegt
bereits kein â��AuslandsgeschÃ¤ftâ�� vor, das Anlass zu Ã�berlegungen fÃ¼r
EinschrÃ¤nkungen zur Bemessungsgrundlage der KSA geben kÃ¶nnte (vgl dazu
unten 6.c). Kommt im Einzelfall ein Publikationsvertrag aufgrund einer solchen
Vermittlung mit einem in Deutschland ansÃ¤ssigen Buchverlag zustande, ist zu
beachten, dass der Vermittler nach der Ausnahmeregelung des Â§ 25 Abs 3 S 2 Nr 2
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letzter Halbs KSVG keine KSA zu entrichten hat (so auch
Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 4. Aufl 2009, Â§ 25 RdNr 74; vgl auch KSK
unter www.kuenstlersozialkasse.de zum Stichwort
â��Bemessungsgrundlage/Vertretung/KommissionsgeschÃ¤ftâ��, recherchiert
MÃ¤rz 2019). Der deutsche (Buch-)Verlag ist als Dritter selbst zur Abgabe nach Â§
24 Abs 1 S 1 Nr 1 KSVG verpflichtet. Er hat in diesem Fall die Abgabe auf das
Entgelt zu zahlen, das er aufgewandt hat, um das Werk oder die Leistung zu
erhalten oder zu nutzen, abzÃ¼glich von Umsatzsteuer. Mit dieser Regelung wird
eine Doppelerhebung der KSA fÃ¼r Vermarkter vermieden (vgl auch
Finke/Brachmann/Nordhausen, aaO, Â§ 25 RdNr 22). Kommt hingegen nach
erfolgreicher VermittlungstÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin ein Vertrag zwischen dem Autor
mit einem nichtabgabepflichtigen Dritten zustande (zB privater Liebhaber, der das
Manuskript des Autors aufkauft und behÃ¤lt), ist die KlÃ¤gerin KSA-pflichtig (vgl zu
Ã¤hnlichen Konstellationen im Bereich der Kunstvermittlung
Finke/Brachmann/Nordhausen, ebenda).

29

6. Zu so genannten â��AuslandsgeschÃ¤ftenâ�� im Bereich des Kunst- bzw
Publizistikhandels hingegen hat der Senat die nachfolgend aufzuzeigenden
GrundsÃ¤tze bereits aufgestellt, auf die aus Anlass des vorliegend zu
entscheidenden Revisionsverfahrens nur klarstellend verwiesen werden kann, weil
es wegen des beschrÃ¤nkten Streitgegenstandes hierauf nicht tragend ankommt.
Hierbei ist zwischen dem Sozialversicherungsstatus des selbststÃ¤ndigen
KÃ¼nstlers oder Publizisten von der eigenstÃ¤ndigen Beurteilung der Abgabepflicht
des professionellen Vermarkters zu unterscheiden (vgl BSG SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 7
S 35).

30

a) Zahlen inlÃ¤ndische Kunst- oder Publizistikverwerter iS von Â§ 24 Abs 1 KSVG an
im Ausland ansÃ¤ssige selbststÃ¤ndige KÃ¼nstler oder Publizisten fÃ¼r ihre dort
erstellten kÃ¼nstlerischen oder publizistischen Leistungen Entgelte in das Ausland,
unterliegen auch solche Entgelte der KSA, selbst wenn die KÃ¼nstler oder
Publizisten nicht der KÃ¼nstlersozialversicherung unterfallen (zu
Auslandshonoraren vgl grundlegend BSGE 75, 20, 23 = SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 5 S 7;
fortgefÃ¼hrt in BSG SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 6 S 18 und Nr 7, LS). Dies ist weder als
VerstoÃ� gegen den TerritorialitÃ¤tsgrundsatz (Â§ 30 SGB I) noch gegen das
europÃ¤ische koordinierende SekundÃ¤rrecht erachtet worden (ex Art 13 VO (EWG)
Nr 1408/71, jetzt Art 11 VO (EG) Nr 883/2004; vgl BSG SozR 3-5225 Â§ 25 Nr 7 LS 2,
S 35 f; zuletzt BSGE 101, 245 = SozR 4-5425 Â§ 25 Nr 4, RdNr 19 mwN). Der Sinn
der in Â§ 25 KSVG getroffenen Regelung, Entgelte an selbststÃ¤ndige KÃ¼nstler
auch dann der Abgabepflicht zu unterwerfen, wenn diese KÃ¼nstler selbst nach
diesem Gesetz nicht versicherungspflichtig sind (s Â§ 25 Abs 1 S 1 Halbs 1 KSVG),
trifft auch auf KÃ¼nstler bzw Publizisten zu, die im Ausland wohnen und die
deswegen aufgrund des TerritorialitÃ¤tsprinzips (Â§ 30 SGB I) nach dem KSVG nicht
versicherungspflichtig sind. Diese Gruppe der selbststÃ¤ndigen KÃ¼nstler und
Publizisten, die nicht nach dem KSVG versichert sind und die im Ausland leben,
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werden in den Gesetzesmaterialien ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt (vgl BSG SozR 3-5425
Â§ 25 Nr 6 S 21 unter Hinweis auf den Ausschussbericht zum Fraktionsentwurf eines
KSVG, BT-Drucks 9/429 S 33).

31

b) Dieses Ergebnis beruht auf dem Gesetzeszweck des KSVG, mit dem die
besondere SolidaritÃ¤ts- und Verantwortungsbeziehung zwischen KÃ¼nstlern und
Verwertern realisiert werden sollte. Die Belastung der Vermarkter mit der KSA zur
Finanzierung eines Teils der Kosten der Sozialversicherung selbststÃ¤ndiger
KÃ¼nstler und Publizisten sollte ihre Rechtfertigung in dem besonderen
kulturgeschichtlich gewachsenen VerhÃ¤ltnis zwischen selbststÃ¤ndigen
KÃ¼nstlern und Publizisten auf der einen sowie den Vermarktern auf der anderen
Seite finden. Das BVerfG hat in diesem VerhÃ¤ltnis eine besondere Verantwortung
der Vermarkter fÃ¼r die soziale Sicherung der selbststÃ¤ndigen KÃ¼nstler und
Publizisten gesehen, Ã¤hnlich die der Arbeitgeber fÃ¼r ihre Arbeitnehmer (vgl 
BVerfGE 75, 108, 159 = SozR 5425 Â§ 1 Nr 1 S 12). Das BSG hat diese besondere
SolidaritÃ¤ts- und Verantwortungsbeziehung aber nur auf eine â��inlÃ¤ndische
Verantwortlichkeitâ�� bezogen, weil eine soziale Sicherung auslÃ¤ndischer
KÃ¼nstler nicht angestrebt wird und fÃ¼r das KSVG ausgeschlossen ist (BSGE 101,
245 = SozR 4-5425 Nr 4, RdNr 19 unter Hinweis auf den Ausschussbericht zum
Fraktionsentwurf des KSVG, BT-Drucks 9/429 S 33), und weil das KSVG auch nicht
den auslÃ¤ndischen Kunstmarkt in den Blick nimmt.

32

c) In Umkehrung der oben aufgezeigten Konstellationen, die alle im Inland
ansÃ¤ssigen Kunstverwerter iS von Â§ 24 Abs 1 KSVG betrafen, hat das BSG
andererseits wiederholt ausgefÃ¼hrt, dass der deutsche Gesetzgeber nicht befugt
ist, die KSA auf Entgelte zu erheben, die im Ausland tÃ¤tige Verwerter an in- oder
auslÃ¤ndische KÃ¼nstler oder Publizisten zahlen (vgl BSGE 101, 245 = SozR 4-5425
Â§ 25 Nr 4, RdNr 19 unter Hinweis auf BSGE 75, 20, 26 = SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 5 S
10; BSG SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 6 S 23; BSG SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 7 S 36). Denn die
ZulÃ¤ssigkeit der Einbeziehung von solchen Entgelten richtet sich allein nach dem
fÃ¼r den Vermarkter maÃ�gebenden Sozialversicherungsstatus (s Â§ 25 Abs 1
KSVG). Danach ist allein maÃ�gebend, dass die Entgelte von einem nach Â§ 24 Abs
1 oder 2 KSVG zur Abgabe Verpflichteten im Rahmen der dort aufgefÃ¼hrten
TÃ¤tigkeiten an selbststÃ¤ndige KÃ¼nstler und Publizisten gezahlt worden sind (vgl
BSG SozR 3-5425 Â§ 25 Nr 7 S 36 f).

33

d) Unter BerÃ¼cksichtigung der aufgezeigten MaÃ�gaben hat das BSG zuletzt die
Bemessungsgrundlage von Â§ 25 Abs 1 S 1 KSVG dahin einschrÃ¤nkend ausgelegt,
dass die Belastung des Honorars fÃ¼r KÃ¼nstler bzw Publizisten mit KSA nicht fÃ¼r
Entgelte an auslÃ¤ndische KÃ¼nstler fÃ¼r im Ausland erbrachte Leistungen gilt,
deren Verwertung in der Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen ist. Denn
Auswirkungen auf den inlÃ¤ndischen Kunstmarkt haben ausschlieÃ�lich im Ausland
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verwertete kÃ¼nstlerische oder publizistische Leistungen oder Werke
auslÃ¤ndischer KÃ¼nstler oder Publizisten nicht; eine Verzerrung der
Wettbewerbssituation im Inland findet insoweit nicht statt (vgl BSGE 101, 245 = 
SozR 4-5425 Â§ 25 Nr 4, RdNr 20). Hierbei handelte es sich um solche
Entgeltanteile, die eine deutsche Gastspieldirektion als professionelle Vermarkterin
(nach Â§ 24 Abs 1 S 1 Nr 3 KSVG) fÃ¼r Auftritte von KÃ¼nstlern ausschlieÃ�lich in
Italien gezahlt hatte. Da diese Entgeltanteile keinen denkbaren Bezug zu einer
Verwertung kÃ¼nstlerischer Leistungen im Inland hatten, war eine Verwertung der
Kunst im Inland von vornherein ausgeschlossen (vgl BSGE 101, 245 = SozR 4-5425
Â§ 25 Nr 4, RdNr 21 ff). Anders wÃ¤re es hingegen zu beurteilen gewesen, wenn
eine VerwertungsmÃ¶glichkeit dieser Kunst im Inland bestanden hÃ¤tte, also die
MÃ¶glichkeit einer im Rahmen der abgabepflichtigen TÃ¤tigkeit erfolgenden
Verwertung oder Nutzung von Kunst oder Publizistik auch im Inland in Betracht
kam. In einem solchen Fall sind alle Aufwendungen zur Erlangung dieser
MÃ¶glichkeit von der Abgabepflicht erfasst (vgl BSGE 101, 245 = SozR 4-5425 Â§ 25
Nr 4, RdNr 21).
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e) Diese nach der Rechtsprechung des Senats aufgestellten MaÃ�gaben sind bei der
Erstellung und PrÃ¼fung von Abrechnungsbescheiden durch die beklagte KSK auf
der Grundlage der von der KlÃ¤gerin erfolgten Entgeltmeldungen in jedem Einzelfall
zu berÃ¼cksichtigen, insbesondere wenn ein auslÃ¤ndischer Verlag die
Autorenhonorare zahlt und nach erfolgreicher VermittlungstÃ¤tigkeit eine
Verwertung des verÃ¶ffentlichten publizistischen Werks â�� aus welchen GrÃ¼nden
auch immer â�� im Inland ausgeschlossen ist (zB wegen entsprechenden
Vertragsklauseln oder wegen einer in Deutschland tatsÃ¤chlich ausgeschlossenen
Publikation). Da Abrechnungsbescheide hier nicht im Streit stehen, besteht
indessen keine Veranlassung, dem Einwand der KlÃ¤gerin nachzugehen, dass die
HÃ¶he der tatsÃ¤chlich gezahlten Abgabe erdrosselnde Wirkung iS von Art 14 GG
habe, bzw insofern eine gleichheitswidrige Benachteiligung iS von Art 3 Abs 1 GG
und Art 18 AEUV vorliege. Ebenso wenig besteht Anlass anzunehmen, dass eine
etwaige EinschrÃ¤nkung der Bemessungsgrundlage fÃ¼r die KSA bei
AuslandsgeschÃ¤ften hier auf ihre Abgabepflicht â��durchschlagenâ�� kÃ¶nne bzw
diese dem Grunde nach entfallen lasse.

35

f) SchlieÃ�lich liegt auch kein Grund vor, im Sinne des Hilfsantrags der KlÃ¤gerin
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG nach Â§ 170 Abs 1 S 2 SGG zurÃ¼ckzuverweisen. Sie hat
durch ihre in den Vorinstanzen gestellten AntrÃ¤ge das Rechtsschutzbegehren
allein auf die Abgabepflicht dem Grunde nach beschrÃ¤nkt.

36

7. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm Â§ 154
Abs 2 VwGO.
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37

8. Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm Â§ 63 Abs
2, Â§ 52 Abs 1, Â§ 47 Abs 1 GKG entsprechend der Streitwertfestsetzung des LSG,
die der Rechtsprechung des BSG zur Streitwertfestsetzung bei
Erfassungsbescheiden folgt (vgl nur BSG SozR 4-5425 Â§ 24 Nr 17 RdNr 47 mwN).

Erstellt am: 24.10.2019

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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